
Sitzung des Ministerrates am 14.10.2025 
 

 

 
 

TOP 2:  Tagesordnung der 1058. Sitzung des Bundesrates 
   am 17.Oktober 2025 

 

 

Gemäß § 7 Absatz 1 Nr. 1 Landestransparenzgesetz sind Beschlüsse des Ministerrats, 
auf deren Grundlage das Land im Bundesrat abstimmt, im Ergebnis zu veröffentlichen. 
 
Für die 1058. Sitzung des Bundesrats am 17.10.2025 traf der Ministerrat die zugrunde-
liegenden Beschlüsse in seiner Sitzung am 14.Oktober 2025.  



 

 

 
 
 
 
 
 
 
Abstimmungsverhalten des Landes Rheinland-Pfalz in der 1058. Sitzung des 
Bundesrates am Freitag, 17.Oktober 20251: 
 
Zustimmung zu den Empfehlungen und Vorschlägen in Umdruck 080/2025 (gemein-
same Abstimmung nach § 29 Absatz 2 GO, sog. „Grüne Liste“).  
 
Zu den weiteren Tagesordnungspunkten: 
 
1. Wahl des Präsidiums 

gemäß Artikel 52 Absatz 1 GG i.V.m.  
§ 5 Absatz 1 GO BR 

 

 Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

 

2. Wahl der Vorsitzenden und der stellvertretenden Vorsitzenden der Europakammer 

gemäß § 45c GO BR 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

 

                                                           
1 siehe auch die Erläuterungen am Ende des Dokuments 



 

 

3. Wahl der Vorsitzenden der Ausschüsse 

gemäß § 12 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 468/25 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

 

4. Wahl der Schriftführer 

gemäß § 10 Absatz 1 GO BR 
Drucksache 469/25 
 

Zustimmung zum Wahlvorschlag. 
 

 

5. Entwurf eines Gesetzes zur Effektivierung des Gewaltschutzes in Hochrisikofällen 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
Drucksache 211/25 
zu Drucksache 211/25 
Drucksache 211/1/25 
 

Zustimmung zur Einbringung gemäß Empfehlungsdrucksache 211/1/25. 
Zustimmung zur Beauftragtenbestellung. 
 

 

6. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Baugesetzbuchs 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg 
Drucksache 319/25 
Drucksache 319/1/25 
 

      Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 



 

 

7. Entschließung des Bundesrates "Stärkung der pharmazeutischen Industrie durch Ab-
bau von Bürokratie!" 

Antrag der Länder Schleswig-Holstein und Baden-
Württemberg 
Drucksache 463/25 
Drucksache 463/1/25 
 

 Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 463/1/25 
ohne Ziffer 1.           
 Zustimmung in der Schlussabstimmung in jedweder Fassung. 
 

 

8. Entschließung des Bundesrates "Notfall- und Rettungsdienstreform zügig voranbrin-
gen - Rettungsdienst als Schlüssel zur umfassenden Notfallversorgung" 

Antrag der Länder Brandenburg und Hamburg 
Drucksache 484/25 
Drucksache 484/1/25 

      Ausschussbeteiligung 

 Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 484/1/25 
ohne Ziffer 5.           
 Zustimmung in der Schlussabstimmung bei Mehrheit für Ziffern 1, 3 und 4. 

 

9. Entschließung des Bundesrates "Die Verordnung (EU) 2024/1689 über künstliche Intel-
ligenz (KI-VO) soll grundsätzlich auf EU- oder Bundesebene vollzogen werden" 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 
Drucksache 491/25 
Drucksache 491/1/25 
 

 Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 491/1/25 
ohne Ziffer 1.           
 Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 



 

 

10. Entschließung des Bundesrates "Marktüberwachung des Online-Handels im Bereich 
der Produktsicherheit ertüchtigen - Anpassung der Allgemeinen Marktüberwachungsver-
ordnung der EU" 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 
Drucksache 490/25 
Drucksache 490/1/25 
 

 Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Empfehlungsdrucksache 490/1/25 
ohne Ziffern 3 und 4.          
 Zustimmung in der Schlussabstimmung.  

       

11. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Lieferkettensorgfaltspflichtengesetzes - 
Entlastung der Unternehmen durch anwendungs- und vollzugsfreundliche Umsetzung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 422/25 
Drucksache 422/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 422/1/25 ohne Ziffer 1b. 
 

 

12. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Sechsten Buches Sozialgesetzbuch und an-
derer Gesetze (SGB VI-Anpassungsgesetz - SGB VI-AnpG) 

 
gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 423/25 
Drucksache 423/1/25 

 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 423/1/25 ohne Ziffern 2 und 3. 
 

 

 



 

 

13. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Stärkung der betrieblichen Altersversorgung und 
zur Änderung anderer Gesetze (Zweites Betriebsrentenstärkungsgesetz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 424/25 
zu Drucksache 424/25 
Drucksache 424/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 424/1/25 ohne Ziffern 2 und 7. 
 

 

14. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Pflanzenschutzgesetzes an unionsrechtli-
che Regelungen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 425/25 
Drucksache 425/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 425/1/25. 
 

 

15. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Tiergesundheitsgesetzes, des Tierarznei-
mittelgesetzes und des Tiergesundheitsrechtlichen Bußgeldgesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 426/25 

      Drucksache 426/1/25 

 Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 426/1/25 ohne Ziffern 4, 6 und 9. 

 
 
16. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Energiesteuer- und des Stromsteu-

ergesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 427/25 
Drucksache 427/1/25 

 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 427/1/25 ohne Ziffern 2, 3, 12 eckiger 
Klammerzusatz, 21, 23 und 24. 

 



 

 

18. Entwurf eines Gesetzes zur Aufhebung der Freizone Cuxhaven und zur Änderung wei-
terer Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 473/25 

      Drucksache 473/1/25 

 Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 473/1/25. 

 
 
19. Entwurf eines Steueränderungsgesetzes 2025 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 474/25 
Drucksache 474/1/25 

      zu Drucksache 474/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 474/1/25 ohne Ziffern 4, 9, 10, 11 und 
22. 

  

20. a) Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des nationalen Rechts  
an die Reform des Gemeinsamen Europäischen Asylsystems (GEAS-Anpassungsge-
setz) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 429/25 
Drucksache 429/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 429/1/25 ohne Ziffern 5e, 22, 27, 31c, 
47, 52 – 54, 58, 59, 61c und 63. 
Zustimmung zu den Plenaranträgen in den Drucksachen 429/2/25 und 429/3/25. 

 

 b) Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des AZRG und weiterer Gesetze in Folge der 
Anpassung des nationalen Rechts an das Gemeinsame Europäische Asylsystem 
(GEAS- Anpassungsfolgegesetz)       

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 430/25 
Drucksache 430/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 430/1/25 ohne Ziffer 4. 



 

 

22. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Zuständigkeitsstreitwerts  
der Amtsgerichte, zum Ausbau der Spezialisierung der Justiz in Zivilsachen sowie zur 
Änderung weiterer prozessualer Regelungen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 432/25 
Drucksache 432/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 432/1/25. 
 

 

24. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2023/2225 über Verbrau-
cherkreditverträge 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 434/25 
Drucksache 434/1/25 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 434/1/25 ohne Ziffern 8 und 19. 
 

 

25. Entwurf eines Gesetzes zur Umsetzung der Richtlinie (EU) 2022/2464 hinsichtlich der 
Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen in der durch die Richtlinie (EU) 
2025/794 geänderten Fassung 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 435/25 

      Drucksache 435/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 435/1/25 ohne Ziffern 10, 13 und 16 c, 
e, f.  

 

 

26. Entwurf eines Gesetzes über den Zugang zu Schuldnerberatungs-diensten für Verbrau-
cher (Schuldnerberatungsdienstegesetz - SchuBerDG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 436/25 

      Drucksache 436/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 436/1/25. 
 
 
 



 

 

27. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung der Vorschriften über die Einführung der elektro-
nischen Akte in der Justiz und über die allgemeine Beeidigung von Gerichtsdolmet-
schern sowie zur Änderung des Stiftungsregisterrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 437/25 
Drucksache 437/1/25 

 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 437/1/25 ohne Ziffern 2 und 7. 
 

 

28. Entwurf eines Dritten Gesetzes zur Änderung des Gesetzes gegen den unlauteren 
Wettbewerb 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 438/25 

      Drucksache 438/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 438/1/25. 
 

 

29. Entwurf eines Gesetzes zur Einschränkung der Aufsuchung und Gewinnung von Bo-
denschätzen in den geschützten Meeresgebieten im Bereich der deutschen aus-
schließlichen Wirtschaftszone und des Festlandsockels 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 439/25 

      Drucksache 439/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 439/1/25 ohne Ziffern 1 b-i und 2 b-h. 
 

 

30. Entwurf eines Gesetzes zur Stärkung der Militärischen Sicherheit in der Bundeswehr 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 440/25 

      Drucksache 440/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 440/1/25. 
 
 
 



 

 

31. Entwurf eines Gesetzes zur Modernisierung des Wehrdienstes - Wehrdienst-Moderni-
sierungsgesetz (WDModG) 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 441/25 

      Drucksache 441/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 441/1/25 ohne Ziffern 3 und 4. 
 

 

33. Entwurf eines Vierten Gesetzes zur Änderung mautrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 443/25 

      Drucksache 443/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 443/1/25. 
 

 

35. Entwurf eines Gesetzes für einen Zuschuss zu den Übertragungsnetzkosten für das 
Jahr 2026 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 445/25 

      Drucksache 445/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 445/1/25 ohne Ziffer 3c. 
 

 

38. Bericht der Kommission: Jahresbericht 2024 über die Anwendung der Grundsätze der 
Subsidiarität und der Verhältnismäßigkeit und die Beziehungen zu den nationalen 
Parlamenten 
COM(2025) 473 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 461/25 

      Drucksache 461/1/25 

Kenntnisnahme. Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-10 der Emp-
fehlungsdrucksache 461/1/25. 

 
 

 



 

 

39. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Fonds für wirtschaftlichen, sozialen und territorialen Zu-
sammenhalt, Landwirtschaft und den ländlichen Raum, Fischerei und Meere, 
Wohlstand und Sicherheit für den Zeitraum 2028-2034 sowie zur Änderung der Ver-
ordnung (EU) 2023/955 und der Verordnung (EU, Euratom) 2024/2509 
COM(2025) 565 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 460/25 
zu Drucksache 460/25 

      Drucksache 460/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
460/1/25. 

 

 

40. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festle-
gung der Bedingungen für die Durchführung der Unterstützung der Union für die Ge-
meinsame Agrarpolitik im Zeitraum 2028 bis 2034 
COM(2025) 560 final; Ratsdok. 11733/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 458/25 
zu Drucksache 458/25 

      Drucksache 458/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
458/1/25. 

 

 



 

 

41. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Festle-
gung der Bedingungen für die Durchführung der Unionsunterstützung für die Gemein-
same Fischereipolitik, den Europäischen Pakt für die Meere und die Meeres- und 
Aquakultur-politik der Union im Rahmen des Fonds für national-regionale Partnerschaf-
ten gemäß der Verordnung (EU) [NRP-Fonds] für den Zeitraum 2028 bis 2034 
COM(2025) 559 final; Ratsdok. 11757/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 465/25 
zu Drucksache 465/25 

      Drucksache 465/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
465/1/25. 
 

 

42. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und  
des Rates zur Einrichtung des Europäischen Fonds für regionale Entwicklung, ein-
schließlich für die Europäische territoriale Zusammenarbeit (Interreg), und des Kohäsi-
onsfonds als Teil des in der Verordnung (EU) [...] [NRP] festgelegten Fonds und zur 
Festlegung von Bedingungen für die Durchführung der Unionsunterstützung für regio-
nale Entwicklung für den Zeitraum von 2028 bis 2034 
COM(2025) 552 final; Ratsdok. 11768/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 455/25 
zu Drucksache 455/25 

      Drucksache 455/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
455/1/25. 

 

 



 

 

43. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Einrich-
tung des Europäischen Sozialfonds als Teil des in der Verordnung (EU) [NRP-Plan] 
festgelegten Plans für national-regionale Partnerschaften und mit Bedingungen für die 
Bereitstellung der Unionsunterstützung für qualitativ hochwertige Beschäftigung, Kompe-
tenzen und soziale Inklusion für den Zeitraum von 2028 bis 2034 
COM(2025) 558 final; Ratsdok. 11769/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 457/25 
zu Drucksache 457/25 

      Drucksache 457/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
457/1/25. 

 

 
44. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates zur Ände-

rung der Verordnung (EU) Nr. 1308/2013 in Bezug auf das Schulprogramm der Europäi-
schen Union für Obst, Gemüse und Milch ("EU-Schulprogramm"), sektorale Interventio-
nen, die Schaffung eines Eiweißpflanzensektors, Anforderungen an Hanf, die Möglich-
keit von Vermarktungsnormen für Käse, Eiweißpflanzen und Fleisch, die Anwendung zu-
sätzlicher Einfuhrzölle und Vorschriften für die Versorgung in Notsituationen und 
schweren Krisen 
COM(2025) 553 final; Ratsdok. 11722/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 456/25 
zu Drucksache 456/25 

      Drucksache 456/1/25 

Keine Zustimmung zur Stellungnahme gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 
456/1/25. 

 

 



 

 

45. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Unionsunterstützung in den Bereichen Asyl, Migration und Integration für den Zeit-
raum 2028 bis 2034 
COM(2025) 540 final; Ratsdok. 11805/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 448/25 
zu Drucksache 448/25 

      Drucksache 448/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 448/1/25 ohne Ziffern 1-6. 
 

 

46. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Unionsunterstützung im Bereich der inneren Sicherheit für den Zeitraum 2028 bis 2034 
COM(2025) 542 final; Ratsdok. 11943/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 450/25 
zu Drucksache 450/25 

      Drucksache 450/1/25 

Zustimmung zur Kenntnisnahme gemäß Ziffer 7. Keine Zustimmung zur Stellungnahme 
gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 450/1/25. 

 

 

47. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über die 
Unionsunterstützung für den Schengen-Raum, die integrierte europäische Grenzverwal-
tung und die gemeinsame Visumpolitik für den Zeitraum 2028 bis 2034 
COM(2025) 541 final; Ratsdok. 11792/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 449/25 
zu Drucksache 449/25 

      Drucksache 449/1/25 

Zustimmung zur Kenntnisnahme gemäß Ziffer 7. Keine Zustimmung zur Stellungnahme 
gemäß Ziffern 1-6 der Empfehlungsdrucksache 449/1/25. 

 

 



 

 

49. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates über die Europäische Chemikalienagentur und zur Änderung der Ver-
ordnungen (EG) Nr. 1907/2006, (EU) Nr. 528/2012, (EU) Nr. 649/2012 und (EU) 
2019/1021 
COM(2025) 386 final 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 487/25 
zu Drucksache 487/25 

      Drucksache 487/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 487/1/25. 
 

 

52. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament, den Rat, den Europäischen 
Wirtschafts- und Sozialausschuss und den Ausschuss der Regionen: Den Standort Eu-
ropa wählen für Biowissenschaften - Eine Strategie, um Europa bis 2030 zum welt-
weit attraktivsten Standort für Biowissenschaften zu machen 
COM(2025) 525 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 332/25 
Drucksache 332/1/25  
 
 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 332/1/25. 
 

 

53. Mitteilung der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat Strategie für ein 
Quanten-Europa: Ein Quanten-Europa in einer Welt im Wandel 
COM(2025) 363 final 

gemäß §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 453/25 

      Drucksache 453/1/25 

Stellungnahme gemäß Empfehlungsdrucksache 453/1/25. 
 

 



 

 

57. Verordnung zur Umsetzung des Gesetzes über die Selbstbestimmung in Bezug auf den 
Geschlechtseintrag im Meldewesen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 419/25 

      Drucksache 419/1/25 

      Der TOP wurde von der Tagesordnung abgesetzt. 
 

 

63. Gesetz zur Finanzierung von Infrastrukturinvestitionen von Ländern und Kommunen 
(Länder-und-Kommunal-Infrastrukturfinanzierungsgesetz - LuKIFG)  

gemäß Artikel 143h Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 542/25 
Drucksache 542/1/25 
 

 Zustimmung zum Gesetz gemäß Ziffer 1.  
Keine Zustimmung zum Fassen der Entschließung gemäß Ziffern 2 und 3 der Empfeh-
lungsdrucksache 542/1/25 . 

 

65. Gesetz über die Einführung einer bundeseinheitlichen Pflegefachassistenzausbildung 
und zur Änderung weiterer Gesetze 

gemäß Artikel 84 Absatz 1  
Satz 5 und 6 GG 
Drucksache 544/25 

 
 Zustimmung zum Gesetz. 
 

66. Gesetz zur Änderung des Staatsangehörigkeitsgesetzes sowie weiterer Vorschriften 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 545/25 

 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 
 



 

 

67. Gesetz zur Beschleunigung des Wohnungsbaus und zur Wohnraumsicherung 

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG 
Drucksache 546/25 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 

 

68. Entwurf eines ... Gesetzes zur Änderung des Strafgesetzbuches - 
Verbesserung des strafrechtlichen Opferschutzes in Fällen der Verunglimpfung des 
Andenkens Verstorbener 

gemäß Artikel 76 Absatz 1 GG 
Antrag der Länder Rheinland-Pfalz, Saarland 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 526/25 
 

Zustimmung zur sofortigen Sachentscheidung. 
Zustimmung zur Wiedereinbringung. 
Zustimmung zum Plenarantrag in Drucksache 526/1/25. 
Zustimmung in der Schlussabstimmung. 

 

 

69. Entschließung des Bundesrates: KI-Regulierung der EU auf den Prüfstand stellen! 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 569/25 

 Ausschusszuweisung. 

 

70. Entschließung des Bundesrates zur Bekämpfung von Sozialleistungsbetrug 

Antrag des Landes Nordrhein-Westfalen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 527/25 
 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 



 

 

71. Entschließung des Bundesrates "Angriffe auf Ärztinnen und Ärzte sowie medizini-
sches und pflegerisches Personal" 

Antrag des Landes Niedersachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 570/25 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 
72. Entschließung des Bundesrates "Beschleunigung und Vereinheitlichung von Planungs-

verfahren" 

Antrag des Freistaates Sachsen 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 573/25 

Ausschusszuweisung. 
 

 

73. Entschließung des Bundesrates für transparente Kraftstoffpreise 

Antrag des Landes Baden-Württemberg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 

      Drucksache 530/25 

Ausschusszuweisung. 
 

 

74. Entschließung des Bundesrates: Versorgungssicherheit durch beschleunigte Realisie-
rung von Gaskraftwerken - Eckpunkte  
für ein Kraftwerkeerrichtungsbeschleunigungsgesetz 

Antrag des Freistaates Bayern 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 571/25 

 

Ausschusszuweisung. 
 
 
 



 

 

75. Entschließung des Bundesrates zur verbesserten Sicherstellung  
der Versorgung durch sektorenübergreifende Vernetzung an Krankenhausstandor-
ten 

Antrag der Länder Mecklenburg-Vorpommern und 
Brandenburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 576/25 
 

Ausschusszuweisung. 
 

 
76. Entschließung des Bundesrates zur Novellierung der Wärmelieferverordnung (Wär-

meLV) zur Förderung des Fernwärmeausbaus im Mietwohnungsbestand  

Antrag der Freien und Hansestadt Hamburg 
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR 
Drucksache 579/25 
 

Ausschusszuweisung. 
 

 

77. Gesetz zur Änderung des Finanzausgleichsgesetzes 2025 (FAG-Änderungsgesetz 
2025)  

gemäß Artikel 106 Absatz 3 Satz 3 und Artikel 107 Absatz 2 
Satz 1 GG  
Drucksache 584/25 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

 

78. Gesetz zur Änderung des Abgeordnetengesetzes - Kürzung der Kostenpauschale und 
Erhöhung der Ordnungsgelder  

gemäß Artikel 77 Absatz 2 GG  
Drucksache 585/25 
 

Ein Antrag auf Anrufung des Vermittlungsausschusses lag nicht vor. 
 
 



 

 

79. Gesetz zu dem Protokoll vom 21. August 2023 zur Änderung des Abkommens vom 11. 
August 1971 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und der Schweizerischen Eid-
genossenschaft zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf dem Gebiete der Steu-
ern vom Einkommen und vom Vermögen in der Fassung des Änderungsprotokolls vom 
27. Oktober 2010  

gemäß Artikel 105 Absatz 3 und  
Artikel 108 Absatz 5 Satz 2 GG  
Drucksache 586/252 

 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

 

80. Gesetz zu dem Protokoll vom 14. April 2025 zur Änderung des Abkommens vom 12. Ap-
ril 2012 zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich der Nieder-
lande zur Vermeidung der Doppelbesteuerung und zur Verhinderung der Steuerverkür-
zung auf dem Gebiet der Steuern vom Einkommen in der durch das Protokoll vom 11. 
Januar 2016 sowie das Protokoll vom 24. März 2021 geänderten Fassung  

gemäß Artikel 105 Absatz 3 GG  
Drucksache 587/25 
 

Zustimmung zum Gesetz. 
 

  
81. Entschließung des Bundesrates zur Modernisierung des Jugendarbeitsschutzgesetzes  

Antrag der Länder Mecklenburg-Vorpommern, Thüringen  
gemäß § 36 Absatz 2 GO BR  

     Drucksache 582/25 

 Ausschusszuweisung. 

 

82. Zweite Verordnung zur Änderung der Ukraine-Aufenthaltserlaubnis-Fortgeltungsver-
ordnung (2. UkraineAufenthÄndFGV) 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG  
     Drucksache 574/25 

Zustimmung zum Verordnung. 
 



 

 

 
 

Umdruck 08/2025 („Grüne Liste“) 

Betr.: 1058.Sitzung des Bundesrates 

 am Freitag, dem 17. Oktober 2025, 09.30 Uhr 

Zu den Punkten 17, 21, 23, 32, 34, 36, 37, 48, 50, 51, 54 bis 56, 58 bis 62 und 64 der 
Tagesordnung der 1058. Sitzung des Bundesrates am Freitag, dem 17. Oktober 
2025, möge der Bundesrat gemäß den vorliegenden Empfehlungen und Vorschlägen 
beschließen: 

I. 

Zu den Gesetzentwürfen die in den Empfehlungsdrucksachen wiedergegebenen 
Stellungnahmen abzugeben: 

17. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung des Mindeststeuergesetzes und zur Umset-
zung weiterer Maßnahmen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 428/25 
Drucksache 428/1/252 
Ausschussbeteiligung - Fz - Wi – 

 

                                                           
2-Wi empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



 

 

23. Entwurf eines Gesetzes zur Änderung des Verbrauchervertrags- und des Versiche-
rungsvertragsrechts sowie zur Änderung des Behandlungsvertragsrechts 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 433/25 
Drucksache 433/1/253 
Ausschussbeteiligung - R - G - Wi - 

32. Entwurf eines Ersten Gesetzes zur Änderung des Berufskraftfahrerqualifikationsge-
setzes und anderer straßenverkehrsrechtlicher Vorschriften 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 442/25 
Drucksache 442/1/254 
Ausschussbeteiligung - Vk - AIS - In - 

- K - 

36. Entwurf eines Gesetzes zur Anpassung nationaler Rechtsvorschriften an die europäi-
sche Systematik der Wirtschaftszweige NACE Revision 2.1 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 446/25 
Drucksache 446/1/255 
Ausschussbeteiligung - Wi - Fz - In - 

                                                           
3-G und Wi empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 
4-AIS, In und K empfehlen, keine Einwendungen zu erheben. 
5-Fz empfiehlt, keine Einwendungen zu erheben. 



 

 

II. 

Gegen die Gesetzentwürfe keine Einwendungen zu erheben: 

21. Entwurf eines Zweiten Gesetzes zur Änderung des Europol-Gesetzes 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 431/25 
Ausschussbeteiligung - In - Fz - 

34. Entwurf eines Gesetzes zur Neuregelung der Vollstreckung von Fahrverboten und 
Entziehungen der Fahrerlaubnis bei Inhabern ausländischer EU- und EWR-Führer-
scheine ohne ordentlichen Wohnsitz im Inland 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 GG 
Drucksache 444/25 
Ausschussbeteiligung - Vk - In - R - 

37. Entwurf eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 24. Oktober 2024 zwischen der Bundesre-
publik Deutschland und der Republik  
Indien über die Rechtshilfe in Strafsachen 

gemäß Artikel 76 Absatz 2 Satz 4 GG 
Drucksache 447/25 
Ausschussbeteiligung - R - 



 

 

III. 

Zu den Vorlagen die Stellungnahmen abzugeben oder ihnen nach Maßgabe der Emp-
fehlungen zuzustimmen, die in der jeweils zitierten Empfehlungsdrucksache wiederge-
geben sind: 

48. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und  
des Rates über das Katastrophenschutzverfahren der Union und die Unterstützung der 
Union für die Krisenvorsorge und -reaktion bei gesundheitlichen Notlagen sowie zur Auf-
hebung des Beschlusses  
Nr. 1313/2013/EU (Katastrophenschutzverfahren der Union) 
COM(2025) 548 final; Ratsdok. 11689/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 476/25 
zu Drucksache 476/25 
Drucksache 476/1/256 
Ausschussbeteiligung - EU - Fz - G - 

- In - U - Vk - 
- Wi - 

50. Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments  
und des Rates zur Änderung der Verordnungen (EG) Nr. 1272/2008, (EG) Nr. 1223/2009 
und (EU) 2019/1009 im Hinblick auf die Vereinfachung bestimmter Anforderungen und 
Verfahren für chemische Produkte 
COM(2025) 531 final; Ratsdok. 11433/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 412/25 
zu Drucksache 412/25 
Drucksache 412/1/257 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - G - 

- U - Wi - 

                                                           
6-Fz, U, Vk und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 
7-EU, G, U und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 



 

 

51. Vorschlag für eine Richtlinie des Rates über die Struktur und die  
Sätze der Verbrauchsteuern auf Tabak und mit Tabak verwandte Erzeugnisse (Neu-
fassung) 
COM(2025) 580 final; Ratsdok. 11725/25 

gemäß Artikel 12 Buchstabe b EUV  
und §§ 3 und 5 EUZBLG 
Drucksache 459/25 
zu Drucksache 459/25 
Drucksache 459/1/258 
Ausschussbeteiligung - EU - AV - Fz - 

- U - Wi - 

55. Verordnung zur Anpassung des Milchproduktrechts an unionsrechtliche und technolo-
gische Entwicklungen 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 417/25 
Drucksache 417/1/25 
Ausschussbeteiligung - AV - 

56. Zweite Verordnung zur Änderung der Honigverordnung und anderer lebensmittelrecht-
licher Vorschriften 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 418/25 
Drucksache 418/1/259 
Ausschussbeteiligung - AV - U - 

                                                           
8-EU, Fz, U und Wi empfehlen Kenntnisnahme. 
9-U empfiehlt Zustimmung ohne Änderungen. 



 

 

IV. 

Den Vorlagen ohne Änderung zuzustimmen: 

54. Verordnung zur Fortschreibung der Regelbedarfsstufen für das Jahr 2026 
 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 471/25 
Ausschussbeteiligung - AIS - Fz - 

58. Verordnung zur Verlängerung der Hofraumverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 420/25 
Ausschussbeteiligung - R - AV - 

59. Zweite Verordnung zur Änderung der Geräte- und Maschinenlärmschutzverordnung 

gemäß Artikel 80 Absatz 2 GG 
Drucksache 421/25 
Ausschussbeteiligung - U - 



 

 

V. 

Entsprechend den Anregungen und Vorschlägen zu beschließen: 

60. Benennung von Beauftragten des Bundesrates in Beratungsgremien der Europäi-
schen Union für den Luftsicherheitsausschuss der Kommission gemäß Artikel 19 der 
Verordnung (EG) Nr. 300/2008  
zur Festlegung gemeinsamer Vorschriften für die Sicherheit in der Zivilluftfahrt (AV-
SEC) 

gemäß § 6 Absatz 1 EUZBLG i.V.m. Abschnitt I der Bund-
Länder-Vereinbarung 
Drucksache 343/25 
Drucksache 343/1/25 
Ausschussbeteiligung - EU - Vk - 

61. Benennung von Mitgliedern für den Beirat Deutschlandstipendium 

gemäß § 12 StipG i.V.m.  
§ 5 Absatz 1 Satz 2  
Nummer 1 und 3 StipV 
Drucksache 341/25 
Drucksache 341/1/25 
Ausschussbeteiligung - K - 

VI. 

Den Gesetzen zuzustimmen: 

62. Gesetz zur Ausführung von Artikel 109 Absatz 3 Satz 6 und Satz 7 des Grundgeset-
zes und zur Änderung anderer Gesetze 

gemäß Artikel 109 Absatz 3 Satz 7, Absatz 4, Absatz 5 Satz 
3 und  
Artikel 109a Absatz 1 GG 
Drucksache 541/25 
Ausschussbeteiligung - Fz - 



 

 

64. Erstes Gesetz zur Änderung des Sanierungshilfengesetzes 

gemäß Artikel 143d Absatz 4 Satz 3 GG 
Drucksache 543/25 
Ausschussbeteiligung - Fz - 

 



 

 

Erläuterungen: 
 
Art und Umfang der Mitwirkungsrechte des Bundesrates 
Die Länder wirken gemäß Artikel 50 Grundgesetz bei der Gesetzgebung und der Verwaltung 
des Bundes und in Angelegenheiten der Europäischen Union mit. Art und Umfang der Mitwir-
kungsrechte richten sich nach der jeweiligen Vorlage. Die häufigsten Vorlagen sind: 
 

a) Gesetzentwürfe der Bundesregierung 
Noch bevor sich der Deutsche Bundestag mit einem Gesetzentwurf der Bundesregierung 
befasst, kann der Bundesrat zu dem Entwurf Stellung nehmen oder keine Einwendungen 
beschließen. Eine Stellungnahme des Bundesrates wird dem Bundestag dann in der Re-
gel gemeinsam mit dem Gesetzentwurf zugeleitet.  
 
b) Gesetzesbeschlüsse des Deutschen Bundestages 
Bei zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat nach der Verabschiedung 
durch den Bundestag den Vermittlungsausschuss anrufen, dem Gesetz zustimmen oder 
nicht zustimmen.  
 
Bei nicht zustimmungsbedürftigen Gesetzen kann der Bundesrat den Vermittlungsaus-
schuss anrufen oder das Gesetz passieren lassen. Nach einem abgeschlossenen Vermitt-
lungsverfahren kann der Bundesrat Einspruch gegen ein vom Bundestag beschlossenes 
nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz einlegen oder das Gesetz passieren lassen. 
 
An der Eingangsformel eines Gesetzes lässt sich erkennen, ob es sich nach Auffassung 
des Urhebers um ein zustimmungsbedürftiges oder nicht zustimmungsbedürftiges Gesetz 
handelt. Sie lautet entweder "Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundesrates das fol-
gende Gesetz beschlossen" oder "Der Bundestag hat das folgende Gesetz beschlossen". 
Weitere Erläuterungen siehe http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-
einspr/zust-einspr.htm. 
 
c) Gesetzesinitiativen der Länder 
Der Bundesrat hat neben Bundestag und Bundesregierung ein Initiativrecht in der Gesetz-
gebung. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Länder beschließen, einen 
Gesetzentwurf mit oder ohne Maßgaben (=Änderungen gegenüber der Vorlage) beim 
Deutschen Bundestag einzubringen. 
 
Weitere Erläuterungen zum Ablauf des Gesetzgebungsverfahrens sind unter 
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html abrufbar. 
 
d) Entschließungsanträge der Länder 
Als politische Ergänzung des Initiativrechts kann das parlamentarische Mittel der Ent-
schließung eingesetzt werden. Der Bundesrat kann auf Antrag eines oder mehrerer Län-
der beschließen, eine Entschließung mit oder ohne Maßgaben zu fassen. Entschließun-
gen sind rechtlich jedoch nicht verbindlich. 
 
e) EU-Vorlagen 
Neben einem umfassenden Informationsanspruch hat der Bundesrat die Möglichkeit, der 
Bundesregierung gegenüber Stellungnahmen zu allen EU-Vorlagen abzugeben, die Län-
derinteressen berühren. Der Bundesrat kann seine Stellungnahmen auch der EU-Kommis-
sion direkt übermitteln. 
Erläuterungen zur Mitwirkung in Europäischen Angelegenheiten sind unter http://www.bun-
desrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/zust-einspr/zust-einspr.htm
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/gesetzgebung/verfahren/verfahren.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html
http://www.bundesrat.de/DE/aufgaben/mitwirkung-eu/mitwirkung-eu-node.html


 

 

 
f) Rechtsverordnungen 
Der Bundesrat befasst sich mit Rechtsverordnungen der Bundesregierung oder einzelner 
Bundesministerien, sofern diese zustimmungsbedürftig sind. Einer solchen Verordnung 
kann der Bundesrat mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr die Zustimmung versa-
gen. 
Der Bundesrat hat zudem ein eigenes Antragsrecht für Rechtsverordnungen. Er kann der 
Bundesregierung auf Antrag eines oder mehrerer Länder Vorlagen für den Erlass von Ver-
ordnungen mit oder ohne Maßgaben zuleiten. 
 
g) Allgemeine Verwaltungsvorschriften 
Ebenso wie Rechtsverordnungen sind auch zahlreiche Allgemeine Verwaltungsvorschrif-
ten von der Zustimmung des Bundesrates abhängig, wenn durch diese Vorschriften Kom-
petenzen der Länder berührt werden. Der Bundesrat kann einer solchen Verwaltungsvor-
schrift mit oder ohne Maßgaben zustimmen oder ihr nicht zustimmen. 
 
h) Berichte der Bundesregierung 
Der Bundesrat kann zu einem Bericht der Bundesregierung Stellung oder ihn zur Kenntnis 
nehmen. 
 
i) Benennungen von Gremienvertretern des Bundesrates  
Der Bundesrat hat aufgrund verschiedener Vorschriften die Möglichkeit, Gremienvertreter, 
z.B. in Bundesanstalten oder EU-Gremien, zu benennen. 
 
j) Verfahren vor dem Verfassungsgericht 
Der Bundesrat kann sich zu Verfahren vor dem Bundesverfassungsgericht äußern oder 
seinen Beitritt erklären.  
 
 

Ausschussempfehlungen und Plenaranträge, sofortige Sachentscheidung 
In der Regel werden alle Vorlagen von den fachlich zuständigen Ausschüssen beraten. Diese 
geben dem Bundesrat Empfehlungen ab, die in der sog. Empfehlungsdrucksache veröffentlicht 
werden. Die Empfehlungsdrucksache hat in der Regel die Ziffer „1“ in der Drucksachennum-
merierung eingeschoben. Die Grunddrucksache 123/14 beispielsweise hat die zugehörige 
Empfehlung in Drs. 123/1/14. 
Der Bundesrat stimmt in der Regel über die einzelnen Ziffern einer Empfehlungsdrucksache 
ab. 
 
Der Bundesrat stimmt weiterhin über Plenaranträge eines oder mehrerer Länder ab. Diese 
werden ebenfalls in einer Drucksache veröffentlicht; in der Regel werden die Ziffern 2 fortfol-
gende in die Drucksachennummerierung eingeschoben, beispielsweise Drs. 123/2/14, 
123/3/14. 
 
Haben Ausschussberatungen nicht stattgefunden oder sind sie noch nicht abgeschlossen, 
kann ein Land die sofortige Entscheidung in der Sache beantragen. Der Bundesrat stimmt 
dann in der Regel zunächst über den Antrag auf sofortige Sachentscheidung ab. 
 
Im Bundesrat wird in der Regel durch Handaufheben abgestimmt. Allgemein stellt der Bundes-
ratspräsident/die Bundesratspräsidentin nur die Ja-Stimmen und damit die Mehrheit oder Min-
derheit fest. Weitere Hinweise zur Stimmabgabe im Bundesrat finden sich unter 
http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html. 
 

http://www.bundesrat.de/DE/bundesrat/br-plenum/stimmabgabe/stimmabgabe-node.html


 

 

 
Die angegebenen Drucksachen des Bundesrates sind unter http://www.bundesrat.de/DE/do-
kumente/dokumente-node.html abrufbar.  
Inhaltliche Erläuterungen zu allen Tagesordnungspunkten der 1058. Plenarsitzung sind unter 
http://www.bundesrat.de/SharedDocs/TO/1058/download/1058-erlaeuterungen.pdf abrufbar. 
Plenarprotokolle sind unter http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/plenarprotokolle/plenar-
protokolle-node.html abrufbar. 

http://www.bundesrat.de/DE/dokumente/dokumente-node.html
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